
ENTSCHEIDENDE 
INFORMATIONEN
aus wichtigen Rechtsgebieten Ausgabe IV/2016

Inhaltsverzeichnis

1. Haftungsansprüche von Eltern bei fehlendem Kinderbetreuungsplatz
2. Schadenersatzanspruch nach Preismanipulation des Verkäufers bei 

eBay-Auktion
3. Fehlerhafte Preisangabe in einem Online-Shop
4. Neue Informationspfl ichten für „Online-Händler“ seit dem 9.1.2016
5. Neue Betrugsmasche bei Rechnungsstellung per E-Mail
6. Mehrkosten bei Eintritt eines Dritten in den Reisevertrag
7. Nachliefern oder Nachbessern – Wahlrecht des Käufers beim Fahr-

zeugkauf
8. Vergütungsanspruch für nicht genommenen Jahresurlaub
9. Urlaubsabgeltung ist vererbbar
10. Unfall auf dem Weg von Arztpraxis zur Arbeitsstelle
11. Vereinbarung einer Chefarzt-OP bindet
12. Tätigkeit als freier Mitarbeiter in einem Betrieb
13. Getrennt lebende Eheleute – Kosten für Dachsanierung bei gemein-

samem Haus

1.  Haftungsansprüche von Eltern bei feh-
lendem Kinderbetreuungsplatz

Nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) hat ein Kind, das das erste Le-
bensjahr vollendet hat, bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres 
Anspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung 
oder in Kindertagespfl ege.

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat sich am 20.10.2016 in mehreren 
Entscheidungen mit der Frage zu befassen, ob Eltern im Wege der 
Amtshaftung den Ersatz ihres Verdienstausfallschadens verlangen 
können, wenn ihren Kindern entgegen der Vorschriften aus dem SGB 
ab Vollendung des ersten Lebensjahres vom zuständigen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe kein Betreuungsplatz zur Verfügung gestellt 
wird und sie deshalb keiner Erwerbstätigkeit nachgehen können. 

In den 3 Fällen beabsichtigten die Mütter jeweils nach Ablauf der 
einjährigen Elternzeit ihre Vollzeitberufstätigkeit wieder aufzuneh-
men. Unter Hinweis darauf meldeten sie für ihre Kinder wenige Mo-
nate nach der Geburt bei der Stadt Bedarf für einen Kinderbetreu-
ungsplatz für die Zeit ab der Vollendung des ersten Lebensjahres 
an. Zum gewünschten Termin erhielten sie keinen Betreuungsplatz 
nachgewiesen. 

Für den Zeitraum zwischen der Vollendung des ersten Lebensjahres 
ihrer Kinder und der späteren Beschaffung eines Betreuungsplatzes 
verlangen die Mütter Ersatz entstandenen Verdienstausfall. 

Der BGH hat in allen 3 Fällen das Vorliegen einer Amtspfl ichtver-
letzung bejaht. Eine Amtspfl ichtverletzung liegt bereits dann vor, 
wenn der zuständige Träger der öffentlichen Jugendhilfe einem an-
spruchsberechtigten Kind trotz rechtzeitiger Anmeldung des Bedarfs 
keinen Betreuungsplatz zur Verfügung stellt. Die betreffende Amts-
pfl icht ist nicht durch die vorhandene Kapazität begrenzt. Vielmehr 
ist der verantwortliche öffentliche Träger der Jugendhilfe gehalten, 
eine ausreichende Zahl von Betreuungsplätzen selbst zu schaffen 
oder durch geeignete Dritte – freie Träger der Jugendhilfe oder Ta-
gespfl egepersonen – bereitzustellen. Insoweit trifft ihn eine unbe-
dingte Gewährleistungspfl icht.

Die Richter führten aus, dass diese Amtspfl icht auch den Schutz 
der Interessen der Eltern bezweckt. In den Schutzbereich der Amts-
pfl icht fallen dabei auch Verdienstausfallschäden, die Eltern dadurch 
erleiden, dass ihre Kinder keinen Betreuungsplatz erhalten.

2. Schadenersatzanspruch nach Preismanipu-
lation des Verkäufers bei eBay-Auktion

   
Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte sich am 24.8.2016 mit den 
rechtlichen Auswirkungen von Geboten zu befassen, die der Verkäu-
fer im Rahmen einer Internetauktion auf von ihm selbst zum Kauf 
angebotene Gegenstände abgibt, um auf diese Weise den Auktions-
verlauf zu seinen Gunsten zu manipulieren. 

Folgender Sachverhalt lag dem BGH zur Entscheidung vor: Ein Ver-
käufer bot auf der Internetplattform eBay einen gebrauchten Pkw 
im Wege einer Internetauktion mit einem Startpreis von 1 € zum 
Verkauf an. Diesen Betrag bot ein unbekannt gebliebener Fremd-
bieter. Ein weiterer Fremdbieter beteiligte sich ebenfalls an der 
Auktion. Dabei wurde dieser vom Verkäufer, der über ein zweites 
Benutzerkonto Eigengebote abgab, immer wieder überboten. Der-
artige Eigengebote sind nach den zugrunde liegenden Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen von eBay unzulässig. Bei Auktionsschluss lag 
ein „Höchstgebot“ des „Verkäufers“ über 17.000 € vor.
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Der BGH hat zunächst seine Rechtsprechung bekräftigt, dass sich 
der Vertragsschluss bei eBay-Auktionen nicht nach den BGB-Re-
gelungen zur Versteigerung beurteilt, sondern nach den allgemei-
nen Regeln des Vertragsschlusses (Angebot und Annahme). Danach 
richtet sich das von einem Anbieter im Rahmen einer eBay-Auktion 
erklärte Angebot nur an „einen anderen“, mithin an einen von ihm 
personenverschiedenen Bieter. Damit konnte der Verkäufer durch 
seine Eigengebote von vornherein keinen Vertragsschluss zustande 
bringen.

Dass der Bieter nach dem Auktionsergebnis die Lieferung des Fahr-
zeugs für einen eher symbolischen Kaufpreis von 1,50 € hat bean-
spruchen können, beruht allein auf dem erfolglosen Versuch des Ver-
käufers, den Auktionsverlauf in unlauterer Weise zu seinen Gunsten 
zu manipulieren. 

3. Fehlerhafte Preisangabe in einem 
Online-Shop

   
Der über einen Online-Shop abschließende Kunde kann sich bei 
einem aufgrund fehlerhafter Kalkulation mit einem deutlich zu 
niedrigen Preis ausgezeichneten Vertragsgegenstand jedenfalls 
dann nicht auf den Vertrag berufen, wenn er bei Vertragsschluss die 
fehlerhafte Preisangabe positiv erkannt hat und die Vertragsdurch-
führung für den Verkäufer schlechthin unzumutbar ist. Das bloße 
Erkennen der fehlerhaften Preisangabe allein reicht zur Annahme 
eines Rechtsmissbrauchs hingegen nicht aus.

In einem vom Oberlandesgericht Düsseldorf entschiedenen Fall bot 
ein Händler über seinen Online-Shop Generatoren zu einem Stück-
preis von 24 € zzgl. MwSt. an. Laut Suchanfragen im Internet wur-
den die Generatoren zu Preisen zwischen 3.300 € bis ca. 4.500 € 
pro Stück gehandelt. Der Besteller hatte für seinen Betrieb keine 
Verwendung für derartige Generatoren. Er hatte erkannt, dass es sich 
um eine fehlerhafte Preisauszeichnung handelte, wollte die Geräte 
günstig ankaufen und sodann mit Gewinn weiterverkaufen.

Aufgrund der großen Differenz zwischen dem veröffentlichten Preis 
im Online-Shop und dem tatsächlichen Wert der Geräte und wei-
terhin dem Erkennen dieses Ungleichgewichts durch den Besteller 
hatte der Verkäufer den Vertrag nicht zu erfüllen.

4. Neue Informationspfl ichten für „Online-
Händler“ seit dem 9.1.2016

Für in der Europäischen Union niedergelassene Betreiber von Inter-
net-Seiten, die Online-Kaufverträge oder Online-Dienstleistungsver-
träge eingehen, gibt es seit dem 9.1.2016 eine wichtige Änderung. 
Sie müssen seit diesem Datum in auf ihrer Internet-Seite auf die 
Möglichkeit einer Online-Schlichtung hinweisen. Das schreibt die 
EU-Verordnung Nr. 524/2013 vor. 

Hierfür ist die Platzierung des Links http://ec.europa.eu/consumers/
odr auf der Homepage erforderlich. Eine Freischaltung dieser Platt-
form erfolgte zum 15.2.2016. Dabei gilt zu beachten, dass der Link 
leicht auffi ndbar und zugänglich sein muss. Eine genaue Platzierung 
gibt das Gesetz nicht vor. Die Veröffentlichung des Links im Rahmen 
der Allgemeinen Geschäftsbedingungen reicht nicht aus, sofern die-
se erst auf der Bestellseite eingestellt sind.

Betroffen von dieser Informationspfl icht sind insbesondere alle 
Online-Händler mit Ausnahme von B2B-Unternehmen, die nicht 
an Verbraucher liefern. Es spielt keine Rolle, ob sie die Teilnahme 
an einer alternativen Streitbeilegung wollen oder nicht. Verfügt ein 
Händler über keine eigene Homepage und vertreibt seine Produkte 

oder Dienstleistungen über Portale wie beispielsweise Amazon oder 
Ebay, muss er den Link einarbeiten.

5. Neue Betrugsmasche bei Rechnungsstellung 
per E-Mail

Das Landeskriminalamt (LKA) Baden-Württemberg warnt in einer 
Pressemitteilung vor einer neuen Betrugsmasche bei Rechnungstel-
lung per E-Mail. In Zeiten des elektronischen Zahlungsverkehrs wer-
den Rechnungen in vielen Geschäftsbereichen nur noch elektronisch 
versandt. Diesen Umstand machen sich nun auch Kriminelle zunut-
ze, indem sie böswillig auf den Nachrichtenaustausch zwischen Ver-
käufer/Dienstleister und Kunde einwirken.

Die Täter nutzen hierzu verschiedene Methoden, um sich in die Kom-
munikation einzuschalten. Eines  haben alle Vorgehensweisen jedoch 
gemeinsam: Die Mitteilung an den Kunden, dass sich die Bankver-
bindung des Rechnungsstellers angeblich geändert habe. Ist dieses 
Täuschungsmanöver beim Kunden erfolgreich, überweist dieser den 
tatsächlich offenen Rechnungsbetrag auf das Konto der Betrüger.

Um einem solchen Betrug vorzubeugen, rät das LKA Baden-Württ-
emberg daher zu folgenden Maßnahmen:
 » Sensibilisieren Sie Ihre Mitarbeiter gegenüber dieser Betrugs-

masche.
 » Überprüfen Sie E-Mails mit Rechnungen sorgfältig auf den 

richtigen Absender und die korrekte Schreibweise der E-Mail-
Domain.

 » Prüfen Sie bei verdächtigen E-Mails die vorliegenden Informati-
onen über einen zweiten Kommunikationskanal.

 » Nutzen Sie statt E-Mail hierzu z. B. das Telefon.
 » Halten Sie Ihre Software stets auf dem neuesten Stand (bei-

spielsweise durch ein Patchmanagementsystem).
 » Weisen Sie prophylaktisch in Ihrer geschäftlichen E-Mail-Signa-

tur darauf hin, dass Sie Ihren Kunden eine Änderung der Bank-
verbindung niemals via E-Mail mitteilen werden. 

 » Wenn möglich nutzen Sie digitale Signaturen.

6. Mehrkosten bei Eintritt eines Dritten in den 
Reisevertrag

Der Bundesgerichthof hatte sich in 2 Fällen mit der Frage zu befas-
sen, ob der Reiseveranstalter bei Eintritt eines Dritten in den Reise-
vertrag den Kunden mit Mehrkosten belasten darf, die sich daraus 
ergeben, dass Luftverkehrsunternehmen nach bestätigter Buchung 
keinen Wechsel in der Person des Fluggastes („name change“) zulas-
sen und deshalb eine neue Flugbuchung erfordern. 

 » Im ersten Fall buchte ein Sohn für seine Eltern eine einwöchige 
Reise von Hamburg nach Dubai zu einem Gesamtpreis von 
1.398 €. Der Flug zum Reiseziel sollte mit einer Linienfl uggesell-
schaft erfolgen. Wegen einer Erkrankung seiner Mutter erkundig-
te sich der Sohn 2 Tage vor Abfl ug nach den Bedingungen eines 
Eintritts zweier anderer Personen in den Reisevertrag. Der Reise-
veranstalter teilte ihm mit, dass eine Umbuchung entweder den 
Erwerb von Business-Class-Tickets mit Mehrkosten in Höhe von 
1.850 € pro Person oder neuer Economy-Class-Tickets mit einer 
anderen Abfl ugzeit und Mehrkosten in Höhe von 725 € pro Per-
son erfordere. Der Sohn trat daraufhin vom Reisevertrag zurück. 

 » Im zweiten Fall buchte ein Paar eine zehntägige Reise von Berlin 
nach Phuket (Thailand) zu einem Gesamtpreis von 2.470 €. Auch 
hier sollte der Flug mit einer Linienfl uggesellschaft erfolgen. 
Wegen einer Erkrankung des Mannes bat die Frau 2 Tage vor 
Abfl ug um den Eintritt zweier anderer Personen in den Reise-



vertrag. Der Reiseveranstalter teilte ihr mit, dass eine Umbu-
chung den Erwerb neuer Flugtickets mit Mehrkosten in Höhe 
von 1.648 € pro Person erfordere. Das Paar trat daraufhin vom 
Reisevertrag zurück. 

In beiden Fällen stellte der Reiseveranstalter den Kunden eine Rück-
trittsentschädigung in Höhe von 85 bzw. 90 % des Reisepreises in 
Rechnung und zahlte nur den restlichen Reisepreis zurück.

Der BGH kam in seinen Entscheidungen vom 27.9.2016 zu dem Ent-
schluss, dass der Reiseveranstalter dem Kunden zwar die Übertra-
gung des Anspruchs auf die Reiseleistungen auf einen Dritten er-
möglichen muss. Hierdurch entstehende Mehrkosten muss er jedoch 
nicht selbst tragen, sondern kann den Kunden und den Dritten damit 
belasten. Er ist auch nicht gezwungen, die vertraglichen Reiselei-
stungen so zu gestalten, dass sie für den Kunden möglichst kosten-
günstig auf einen Dritten übertragbar sind.

Auch wenn die Kosten insbesondere den Eintritt eines Dritten kurz 
vor Reisebeginn wirtschaftlich unattraktiv machen können, recht-
fertigt dieser Umstand es nicht, derartige Mehrkosten den Reisever-
anstalter tragen zu lassen. 

7. Nachliefern oder Nachbessern – Wahlrecht 
des Käufers beim Fahrzeugkauf

Bietet der Verkäufer eines mangelhaften Fahrzeugs dem Käufer eine 
Nachbesserung an, kann der Käufer anstelle der Nachbesserung re-
gelmäßig noch eine Nachlieferung verlangen, wenn er die Nachbes-
serung nicht verlangt und sich über diese nicht mit dem Verkäufer 
verständigt hat. Das hat das Oberlandesgericht Hamm (OLG) in sei-
nem Urteil vom 21.7.2016 entschieden.

Dieser Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: Eine Käu-
ferin erwarb im Juni 2013 von einem Autohaus einen fabrikneu-
en Pkw zum Kaufpreis von ca. 16.300 €. Im Dezember 2013 erhielt 
sie Kenntnis von einem Transportschaden am Auspuffrohr und Tank 
des Fahrzeugs, der bereits bei der Fahrzeugübergabe vorhanden und 
nicht fachgerecht behoben worden war. Das Autohaus bot ihr eine 
kostenfreie Schadensbeseitigung an. Auf die ließ sie sich nicht ein, 
weil das Autohaus eine zusätzliche Minderung des Kaufpreises ab-
lehnte. Daraufhin verlangte die Frau unter Fristsetzung die Nachlie-
ferung eines mangelfreien Fahrzeugs und erklärte den Rücktritt vom 
Kaufvertrag.

Die Richter des OLG haben das Autohaus – unter Anrechnung eines 
Nutzungsvorteils von ca. 2.850 € – zur Rückzahlung des Kaufpreises 
und Erstattung der Zulassungskosten in Höhe von zusammen ca. 
13.600 € gegen Rückgabe des Fahrzeugs verurteilt. Die Käuferin sei, 
so das Gericht, wirksam vom Vertrag zurückgetreten.

8. Vergütungsanspruch für nicht genommenen 
Jahresurlaub

Beendet ein Arbeitnehmer von sich aus sein Arbeitsverhältnis, hat er 
Anspruch auf eine fi nanzielle Vergütung, wenn er seinen bezahlten 
Jahresurlaub ganz oder teilweise nicht verbrauchen konnte. 

Wenn das Arbeitsverhältnis beendet wurde und es deshalb nicht 
mehr möglich ist, bezahlten Jahresurlaub tatsächlich zu nehmen, 
hat der Arbeitnehmer nach einer europäischen Richtlinie Anspruch 
auf eine fi nanzielle Vergütung, um zu verhindern, dass ihm wegen 
dieser fehlenden Möglichkeit jeder Genuss des Urlaubsanspruchs, 
selbst in fi nanzieller Form, vorenthalten wird. Dabei spielt der Grund 
für die Beendigung des Arbeitsverhältnisses keine Rolle.

9. Urlaubsabgeltung ist vererbbar

Soweit das Bundesarbeitsgericht (BAG) in der Vergangenheit nur 
einen Schadensersatzanspruch, nicht aber den Urlaubsabgeltungs-
anspruch selbst als vererblich angesehen hat, will es hieran nicht 
mehr festhalten.

Durch die Einordnung des Urlaubsabgeltungsanspruchs als reiner 
Geldanspruch folgt, dass dieser Anspruch weder von der Erfüllbarkeit 
oder Durchsetzbarkeit des Urlaubsanspruchs abhängt noch mit dem 
Tod des Arbeitnehmers untergeht. Vielmehr ist er vererbbar, so die 
BAG-Richter in ihrer Entscheidung vom 22.9.2015.

10. Unfall auf dem Weg von Arztpraxis 
zur Arbeitsstelle

In einem vom Bundessozialgericht (BSG) entschiedenen Fall nahm 
ein Arbeitnehmer vor Arbeitsbeginn einen Arzttermin war. Die Pra-
xis und die Arbeitsstelle befanden sich jedoch in entgegengesetzter 
Richtung. Der Arbeitnehmer hielt sich 40 Minuten in der Arztpraxis 
auf. Danach verließ er diese und fuhr von dort weiter in Richtung Ar-
beitsstelle, wobei der letzte Teil der Strecke dann mit dem üblichen 
Weg zur Arbeit identisch war. Noch bevor er die übliche Wegstrecke 
zur Arbeit erreicht hatte, stieß er mit einem Kraftfahrzeug zusam-
men und erlitt Verletzungen.

Das BSG hatte nun zu entscheiden, ob es sich hier um einen versi-
cherten Wegeunfall handelte. Es kam zu dem Entschluss, dass der 
Unfall auf dem Weg von der Arztpraxis zur Arbeitsstätte kein Ar-
beitsunfall war.

Ein versicherter Betriebsweg setzt voraus, dass ein Weg im unmittel-
baren Betriebsinteresse zurückgelegt wird. Der mit dem Besuch der 
Arztpraxis verfolgte Zweck diente jedoch dem eigenwirtschaftlichen 
Interesse des Arbeitnehmers und machte den Arztbesuch und den 
deshalb zurückgelegten Weg nicht zu einer dem Beschäftigungsun-
ternehmen dienenden Tätigkeit. Ferner bewegte er sich unmittelbar 
vor dem Unfallereignis nicht auf dem unter Versicherungsschutz ste-
henden direkten Weg zwischen seiner Wohnung, von der er den Weg 
zunächst angetreten hatte, und dem Ort seiner Tätigkeit, sondern 
hatte diesen Weg verlassen und unmittelbar vor dem Unfallereignis 
auch noch nicht wieder erreicht. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des BSG besteht Unfallver-
sicherungsschutz auf einem Weg von einem anderen Ort als dem 
Ort der Wohnung zur Arbeitsstätte u. a. dann, wenn der Aufenthalt 
an dem dritten Ort „angemessen“ ist (Entfernung, Zweck) und der 
tatsächliche oder geplante Aufenthalt des Versicherten an diesem 
sog. dritten Ort mindestens 2 Stunden dauert. Der Aufenthalt in der 
Arztpraxis dauerte jedoch lediglich 40 Minuten und ein Aufenthalt 
von mindestens 2 Stunden war auch nicht geplant.

11.  Vereinbarung einer Chefarzt-OP bindet

Die Rechtsprechung leitet das Erfordernis der Einwilligung des Pati-
enten in die Heilbehandlung zur Rechtfertigung des Eingriffs in die 
körperliche Integrität aus dem im Grundgesetz geregelten Recht auf 
körperliche Unversehrtheit und seinem Selbstbestimmungsrecht als 
Ausfl uss des Rechts auf Menschenwürde her. Geschützt wird da-
mit die Entscheidungsfreiheit des Patienten über seine körperliche 
Integrität, über die sich der behandelnde Arzt nicht selbstherrlich 
hinwegsetzen darf.

Erklärt der Patient, er wolle sich nur von einem bestimmten Arzt 
operieren lassen, darf ein anderer Arzt den Eingriff nicht vornehmen. 



Ist ein Eingriff durch einen bestimmten Arzt, regelmäßig den Chef-
arzt, vereinbart oder konkret zugesagt, muss der Patient rechtzeitig 
aufgeklärt werden, wenn ein anderer Arzt an seine Stelle treten soll. 
Fehlt die wirksame Einwilligung in die Vornahme des Eingriffs, ist der 
in der ärztlichen Heilbehandlung liegende Eingriff in die körperliche 
Integrität rechtswidrig.

Vor diesem Hintergrund kann sich der Arzt, der ohne eine auf seine 
Person bezogene Einwilligung des Patienten operiert hat, nicht da-
rauf berufen, dass der Patient mit der Vornahme des Eingriffs durch 
einen anderen – zumal besser qualifi zierten – Operateur einverstan-
den gewesen sei.

In den vom Bundesgerichtshof am 19.7.2016 entschiedenen Fall 
wurde ein Patient vom Chefarzt untersucht. Er vereinbarte mit der 
Klinik, dass die anstehende OP von diesem vorgenommen werden 
sollte. Tatsächlich wurde er jedoch vom stellvertretenden Oberarzt 
operiert. Ferner stellten sich bei dem Patienten nach der OP an der 
operierten Hand erhebliche gesundheitliche Beeinträchtigungen ein. 

Der Fall wurde an das Oberlandesgericht Koblenz zurückverwiesen. 
Dies hat nun zu entscheiden, ob dem Patienten ein Schmerzensgeld 
zusteht.

12. Tätigkeit als freier Mitarbeiter in einem 
Betrieb

 
Personen, die nach den vertraglichen Vereinbarungen bei der Durch-
führung ihrer Tätigkeit keinen Weisungen des Auftraggebers un-
terliegen (freie Mitarbeit) und denen auch keine Weisungen erteilt 
werden, sind nicht abhängig beschäftigt, wenn sie die für die Aus-
übung der selbstständigen Tätigkeit erforderliche Erlaubnis besitzen 
und die Tätigkeit erfolgsabhängig (Provision) vergütet wird.

Dem steht im Rahmen der notwendigen Gesamtabwägung nicht 
zwingend entgegen, dass es auch Hinweise auf eine Eingliederung 
in den Betrieb des Auftraggebers gibt, z. B. durch ein einheitliches 
Erscheinungsbild der Firma des Auftraggebers.

In einem vom Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) ent-
schiedenen Fall schloss eine Frau mit einem Immobilienhandel einen 
Vertrag über freie Mitarbeit mit u. a. folgenden Tätigkeiten:

 » Vorbereitung, Unterstützung und Ausübung von Immobilien-
vermittlungen einschl. Abhalten von Vermittlungsgesprächen 
und notwendiger Bürotätigkeit

 » Unternehmensberatung für den Auftraggeber selber wie auch 
für Dritte einschl. hierzu notwendiger Bürotätigkeit.

Bei der Betriebsprüfung wurde sie als Angestellte und nicht als freie 
Mitarbeiterin eingestuft; der Betrieb erhielt eine Nachzahlungsfor-
derung von Sozialversicherungsbeiträgen.

Die Richter des LSG kamen zwar zu der Entscheidung, dass die freie 
Mitarbeiterin nach außen nicht als Selbstständige erkennbar war. 
Auf der anderen Seite war sie jedoch in ihrer zeitlichen Einteilung 
völlig frei, sie konnte Art und Umfang ihrer Tätigkeit selbst bestim-
men. Auch konkrete Weisungen hinsichtlich der Ausübung der Tätig-
keit konnten die Richter nicht feststellen, sodass hier keine abhän-
gige Beschäftigung vorlag. 

Ferner hatte sie auch ein Unternehmerrisiko zu tragen, da sie er-
folgsabhängig nur dann bezahlt wurde, wenn es auch zum Vertrags-
schluss kam. Blieben ihre Bemühungen ohne Erfolg, hat sie zeit-
lichen Einsatz erbracht, der nicht vergütet wurde.

13. Getrennt lebende Eheleute – Kosten für 
Dachsanierung bei gemeinsamem Haus

In einem vom Oberlandesgericht Brandenburg (OLG) am 15.12.2015 
entschiedenen Fall lebte ein Ehepaar voneinander getrennt. Die Ehe-
frau war aus dem je zu hälftigem Miteigentum der Beteiligten ste-
henden Einfamilienhaus ausgezogen. Der Ehemann wohnt dort wei-
terhin. Er hielt, aufgrund von undichten Stellen, eine Dachsanierung 
für notwendig. Die Ehefrau verweigerte die Zustimmung. Trotzdem 
ließ er das Dach reparieren und verlangte von seiner Frau Ersatz der 
entstandenen Kosten entsprechend ihrem Anteil am Haus. 

Aufgrund des Miteigentums beider Ehepartner an dem Grundstück 
besteht eine sog. Bruchteilsgemeinschaft. Daher ist jeder Teilhaber 
den anderen Teilhabern gegenüber verpfl ichtet, die Lasten des ge-
meinschaftlichen Gegenstands sowie die Kosten der Erhaltung, der 
Verwaltung und einer gemeinschaftlichen Benutzung nach dem 
Verhältnis seines Anteils zu tragen. Zu den Kosten des gemein-
schaftlichen Gegenstands zählen sämtliche vermögensmindernden 
Maßnahmen, d. h. Aufwendungen zur Erhaltung, Verwaltung und 
gemeinschaftlichen Benutzung des Gegenstandes, insbesondere Re-
paratur- oder Umbaumaßnahmen am Objekt. Gerechtfertigt sind die 
Kosten, wenn die Teilhaber die Zustimmung erklärt haben oder die 
Maßnahme notwendig war.

Ist das gemeinschaftliche Haus reparaturbedürftig und führt das 
Unterlassen der Reparatur dazu, dass das Haus auf lange Sicht an 
Wert verliert, so ist der Teilhaber berechtigt, die erforderlichen Re-
paraturen auch gegen den Widerstand der anderen Teilhaber durch-
zuführen. Die Befugnis ist also nicht auf reine Eilmaßnahmen be-
grenzt. Es genügt, dass ohne die Maßnahme der Bestand der Sache 
auf längere Sicht bedroht ist und dass es wirtschaftlich vernünftig 
ist, die Maßnahme, die auf Dauer doch nicht unterbleiben kann, hier 
und jetzt vorzunehmen.

Das OLG stellte hierzu fest, dass die Maßnahmen zum Erhalt der 
Substanz und des Sachwerts notwendig waren und die Ehefrau ihren 
Kostenanteil leisten muss.

Basiszinssatz: Seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = -0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = -0,73 %.
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014):  Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: September = 107,7; August = 107,6; Juli = 107,6; Juni = 107,3; Mai = 107,2; April = 106,9; 
2010 = 100 März = 107,3; Februar = 106,5; Januar = 106,1
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


